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§ 11 Schulbereiche, Schularten und Bildungsgänge

(1) Schulbereiche sind:

1. der Primarbereich; er umfasst die Jahrgangsstufen 1 bis 4

2. der Sekundarbereich I; er umfasst die Jahrgangsstufen 5 bis 10,

3. der Sekundarbereich II; er umfasst

a) die gymnasiale Oberstufe,

b) die beruflichen Schulen.

(2) Schularten sind:

1. als allgemein bildende Schulen

a) die Grundschule,

b) die Regionale Schule,

c) das Gymnasium,

d) die Kooperative Gesamtschule,

e) die Integrierte Gesamtschule,

f) die Förderschule,

2. als berufliche Schulen

a) die Berufsschule,

b) die Berufsfachschule,

c) die Höhere Berufsfachschule,

d) das Fachgymnasium,

e) die Fachoberschule,

f) die Fachschule,

3. als Schulen für Erwachsene

das Abendgymnasium.

(3) Ein Bildungsgang ist ein schulisches Lehrangebot, dessen Unterrichtsorganisation und 
Anforderungen das Erreichen eines bestimmten Abschlusses bezwecken. Grundschulen und 



Schulen nach Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b, c, d und e sollen pädagogisch aufeinander 
abgestimmt sein.

(4) Schulen gleicher oder unterschiedlicher Schularten können zu einem Schulzentrum verbunden 
werden. Diese kooperieren organisat120orisch und pädagogisch.

§ 17 Die Kooperative Gesamtschule

(1) Die Kooperative Gesamtschule umfasst die Jahrgangsstufen 5 bis 12, sofern eine gymnasiale 
Oberstufe nicht eingerichtet ist, die Jahrgangsstufen 5 bis 10.

(2) In der Kooperativen Gesamtschule sind nach der schulartunabhängigen Orientierungsstufe im 
Sekundarbereich I der zur Berufsreife und der zur Mittleren Reife führende Bildungsgang der 
Regionalen Schule mit den Jahrgangsstufen 7 bis 10 sowie der gymnasiale Bildungsgang mit den 
Jahrgangsstufen 7 bis 9 oder 10 pädagogisch und organisatorisch verbunden. Diese Bildungsgänge 
werden aufeinander bezogen geführt. § 16 gilt für den Bildungsgang der Regionalen Schule und § 
19 Absatz 1 und 4 sowie § 21 für den Bildungsgang des Gymnasiums entsprechend. An einer 
Kooperativen Gesamtschule ohne Qualifikationsphase legt die Schulkonferenz in ihrem 
Schulprogramm fest, ob der gymnasiale Bildungsgang der Sekundarstufe I die Jahrgangsstufen 7 
bis 9 oder 7 bis 10 umfasst.

(3) Der Unterricht wird überwiegend in bildungsgangbezogenen Jahrgangsstufen erteilt. Auf 
Beschluss der Schulkonferenz kann die Kooperative Gesamtschule bildungsgangübergreifend nach 
Jahrgangsstufen gegliedert sein. Der Unterricht wird in diesem Fall in bildungsgangbezogenen und 
bildungsgangübergreifenden Lerngruppen erteilt; dabei muss der bildungsgangbezogene Unterricht 
mindestens in den abschlussbezogenen Fächern gesichert sein.

(4) Umfasst der gymnasiale Bildungsgang der Sekundarstufe I an einer Kooperativen Gesamtschule
ohne Qualifikationsphase auch die Jahrgangsstufe 10, ist die Anschlussfähigkeit an die 
Qualifikationsphase der gymnasialen Oberstufe durch besondere, im Schulprogramm festzulegende 
pädagogische Konzepte und Maßnahmen sowie durch eine Vereinbarung über die Zusammenarbeit 
mit einer Schule mit voll ausgebauter gymnasialer Oberstufe abzusichern.

 

§ 18 Die Integrierte Gesamtschule

(1) Die Integrierte Gesamtschule umfasst die Jahrgangsstufen 5 bis 12, sofern eine gymnasiale 
Oberstufe nicht eingerichtet ist, die Jahrgangsstufen 5 bis 10.

(2) In der Integrierten Gesamtschule werden nach der schulartunabhängigen Orientierungsstufe im 
Sekundarbereich I die Bildungsgänge der Regionalen Schule, die zur Berufsreife und zur Mittleren 
Reife führen, sowie der gymnasiale Bildungsgang, der zur Allgemeinen Hochschulreife führt, 
vereinigt. Der Bildungsweg der Schülerinnen und Schüler wird individuell gestaltet. Durch eine 
Unterrichtsorganisation nach Leistungsansprüchen, insbesondere in differenzierten Kursen oder 
klasseninternen Lerngruppen, wird den Schülerinnen und Schülern eine Schwerpunktbildung 
entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit und ihren Neigungen ermöglicht. Hierüber entscheidet die 
Schulkonferenz.

(3) Die Schülerinnen und Schüler steigen von der Jahrgangsstufe 5 bis in die Jahrgangsstufe 9 
jeweils ohne Versetzung auf. Sie werden entsprechend ihren Leistungen in Anspruchsebenen 
eingestuft. Der Aufstieg in die Jahrgangsstufe 10 erfolgt durch Versetzung. Damit erwirbt die 



Schülerin oder der Schüler die Berechtigung zum Besuch der Jahrgangsstufe 10 des Bildungsganges
der Regionalen Schule oder bei hinreichenden Leistungen zum Besuch der Einführungsphase der 
gymnasialen Oberstufe. An einer Integrierten Gesamtschule ohne Qualifikationsphase legt die 
Schulkonferenz in ihrem Schulprogramm fest, ob der integrierte gymnasiale Bildungsgang der 
Sekundarstufe I die Jahrgangsstufen 7 bis 9 oder 7 bis 10 umfasst und ob in der Jahrgangsstufe 10 
bildungsgangbezogen oder integriert unterrichtet wird.

(4) In der Jahrgangsstufe 10 muss mindestens in den abschlussbezogenen Fächern 
bildungsgangbezogen unterrichtet werden. § 16 Absatz 1 Satz 2 sowie Absatz 3 und 4 gelten für die 
integrierten Bildungsgänge der Regionalen Schule, § 19 Absatz 4 und § 21 für die gymnasiale 
Oberstufe.

(5) Umfasst der gymnasiale Bildungsgang der Sekundarstufe I an einer Integrierten Gesamtschule 
ohne Qualifikationsphase auch die Jahrgangsstufe 10, ist die Anschlussfähigkeit an die 
Qualifikationsphase der gymnasialen Oberstufe durch besondere, im Schulprogramm festzulegende 
pädagogische Konzepte und Maßnahmen sowie durch eine Vereinbarung über die Zusammenarbeit 
mit einer Schule mit voll ausgebauter gymnasialer Oberstufe abzusichern.

Verordnung über die Versetzung, Kurseinstufung und den Wechsel des 
Bildungsganges sowie über die Berufsreife an den allgemein bildenden Schulen

§ 17 Versetzung und Einstufung an der Integrierten Gesamtschule

(1) Die Schülerinnen und Schüler steigen von Jahrgangsstufe 5 bis 9 ohne Versetzung am 
Schuljahresende in die nächst höhere Jahrgangsstufe auf. Für den Übergang in die Jahrgangsstufe 
10 gelten die Versetzungsbestimmungen der jeweiligen Schulart.

(2) Ab der Jahrgangsstufe 7 erfolgt die Einstufung der Schülerinnen und Schüler in 
Anspruchsebenen sowie im Falle äußerer Fachleistungsdifferenzierung in entsprechende Kurse:

1. obere Anspruchsebene (Gymnasialkurs), 

2. mittlere Anspruchsebene (Erweiterungskurs), 

3. untere Anspruchsebene (Basiskurs).

(3) Für die Einstufung gilt:

1. Bei nicht ausreichenden Leistungen in der oberen Anspruchsebene erfolgt die Umstufung in 
die nächst niedrigere Anspruchsebene.

2. Bei mindestens guten Leistungen in einer niedrigeren Anspruchsebene erfolgt die Um-
stufung in die nächst höhere Anspruchsebene, wenn auf Grund des Leistungsstandes und der
Lernhaltung eine bessere Förderung der Schülerin oder des Schülers in dieser 
Anspruchsebene erwartet werden kann.

3. Bei Differenzierung auf zwei Anspruchsebenen erfolgt die Einstufung in eine obere und eine
untere Anspruchsebene. Dazu werden die mittlere und untere Anspruchsebene im Sinne von 
Absatz 2 zusammengefasst.

4. Ein- und Umstufungen erfolgen in der Regel am Ende eines Schuljahres.
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